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Zahl: 3837/88 

135/ MP/88 

An den 

54 /SN - n\ I�tc 
HOCHfCHULE 1------; 

FLJR N\Ufl K UND r-------:..� 

D�R.lTELLENDE KUN.fT 0 \/\lIEN 1---_ 

ABTEILUNG 
MUSIKPÄDAGOGIK 

M037 WIEN 

LOTHRINGERSTRASSE 18 

TEL · 588 06 DW 51, 52, 45 

Präsidenten des Nationalrates 

Mag. Leopold GRATZ 

Parlament 

Dr.Karl Renner-Ring 3 
1017 WIEN 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

I RetrifTt--G2SETZEi\ITv\l.JM 
j Z', ....... _ .......... ..::. Y .. .... ·C:.el ' 9._ 
1 2' �.'.'! 1"00 
I Datum: LI. hlnl ;':lüO 

tVert�11. J% 1�n �_ 

Wien, am 16.5. 1988 

In der Beilage überreicht die Abteilung Musikpädagogik eine Stellungnahme 

zu der im Betreff genannten Gesetzesvorlage. 

Ewald Breunlich 

Leiter der Abteilung Musikpädagogik 

F .d.R.d.A. : �. C4.ri� �eAv. 
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HOCHfCHULE 
FLJR N\Ufl K UND 

D�R.JTELLENDE KU NfT 0 \NIEN 
---- - -

I �driHt - Gt�TZE�I!�!-" J ABTEILUNG z . ....... ___ .. __ _ .. .'1- .- 'C:.�I -- - --_. USIKPÄDAGOGIK 

Datum: 2 4. MAI 1988 
A-1037 WIEN 

LOTHRINGERSTRASSE 18 

TEL - 588 06 DW 51, 52, 45 

Zahl: 3837/88 
135/MP/88 

I Verteilt. __ :::� ==-=::;:==:.:::;;..1 
� DES AB'IEIl1JN:a(OUEGIUVE 

���,' 

DER AB'IEIIlHi MlBIKPÄDAaXllK 
ZUVI GESE'IZESENIWUR DER 11.�TI<N:KJ\lEllE 

Das Abteilungskollegium der Abteilung MUSIKPÄDAGOGIK an der Hochschule für 

Musik und darstellende Kunst in Wien gibt zu dem vom Bundesrninisterium für 

Unterricht, Kunst und Sport vorgelegten Gesetzesentwurf für eine Reform der 

Oberstufe der Allgemeinbildenden Höheren Schulen folgende Stellungnahme ab: 

* Im Rahmen des bildungspolitischen Konzeptes der österreichischen Bundes­

regierung werden als ein Schwerpunkt intensive Maßnahmen zur Förderung von 

Kunst und Kultur angeführt. 

Die Förderung kultureller VieJralt im Interesse demokratischer Vielfalt 

kann jedoch auf längere Sicht nur dann sinnvoll sein, wenn zugleich 

- die Entwicklung möglichst vieler und möglichst vielfältiger künstlerischer 

Potenzen gefördert wird 

- und möglichst viele Staatsbürger zur aktiven und kritischen Teilnahme am 

Kunst- und Kulturleben bef�gt werden. 

Eine Demokratie, welche diese Entwicklung und Bildung behindert, beraubt 

sich wertvoller geistiger Ressourcen für ihre Zukunft. Ihre Repräsentanten 

aber werden auch daran gemessen, auf welche Art und in welchem Ausmaß sie 

für die Sicherung und Förderung dieser Ressourcen sorgen. 

Diese Aufgaben hat - im Sinne einer Chancengleichheit in Bildung und Ausbil­

dung - vor allem auch das Schulwesen wahrzunehmen. ÖSterreich wird heute 

zurecht darum beneidet, daß durch bildungspolitische Maßnahmen - wie etwa 

durch die gesetzliche Verankerung des obligaten Unterrichts in den künstle­

rischen Fächern - eine qualifizierte Partizipation weiter Bevölkerungskreise 

an der Kultur gefördert wird. 
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Eine Reduzierung dieser pädagogischen Voraussetzungen hätte langfristig 

negative Folgen für ÖSterreichs kulturelle Identität! 

* Musik ist - vor allem seit der Medienrevolution unseres Jahrhunderts - ein 

in wesentlich größerem Ausmaß wirksamer Teil der aktuellen Kultur, als dies 

der breiten Öffentlichkeit bewußt ist. Ober zwei Drittel der 15 - 10jährigen 

können sich "ein Leben ohne Musik nicht vorstellen" (Kurt Blaukopf : "Musik 

im Wandel der Gesellschaft", S. 280 f. , 1982) . 

Die Erziehung zur aktiven und kritischen Tei.l.nalIIe an dieser zunelInend von 

Internationalisierung und Koomerzialisierung geprägten Kultur durch das Fach 

Musikerziehung bedeutet für die Jugendlichen eine Möglichkeit, einen wesent­

lichen Teil ihrer individuellen und gesellschaftlichen Identität zu wahren! 

Musik stellt - vor allem für Österreich - einen kulturpolitischen Faktor 

von eminenter Bedeutung dar: ÖSterreich gilt heute dank hervorragender 

Leistungen auf dem Gebiet des musikalischen Schaffens und der Musikpädagogik 

immer noch als klassisches Land der Musik. 

Dieser - auch wirtschaftlich bedeutende - Ruf' kann nur durch die Fortsetzung 

und Förderung jener lIIJSikalischen Erfolge erhalten werden, die in den ver­

gangenen Jahrzehnten erzielt worden sind! 

* Die im Begriff "Allgemeinbildtmg" inkludierten Bildungsziele sollten heute 

- mehr denn je - nicht primär in der Vermittlung von berufsunmittelbarer 

Ausbildung liegen, sondern in einer Ausbildung und Förderung von Qualifi­

kationen, welche in einer zukunftsorientierten Gesellschaft und Wirtschaft 

benötigt und gefordert werden, wie z. B. : 

- Befähigung zum selbständigen Erwerb und kreativen Umgang mit Wissen und 

Können 

- Fähigkeit zu mehrdimensionaler Problemlösung 

- interdisziplinäres Denken 
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- intellektuelle und soziale Flexibilität 

- Kooperationsfähigkeit 

- schöpferische Phantasie etc. 

Die Orientierung des im Gesetzesentwurf vorgelegten Reformnodells rur die 

Oberstufe der "A 1 1 g e m e i n  b i 1 de n de n Höheren Schulen" an 

derartigen Bildtmgszielen ist im bisherigen pädagogischen Konzept des Modells 

nicht erkennbar. Die gesellschaftspolit ische Relevanz dieser Schulreform 

nuß daher :infragegestellt werden! 

Nicht nur der Unterricht in naturwissenschaftlichen Fächern, sondern auch 

in künstlerischen Gegenständen und insbesondere im Musikunterricht, kann 

in hohem Maß zur Ausbildung und Förderung der oben angeführten Qualifikationen 

beitragen. 

Schwerpunkte des Musikunterrichtes im Rahmen eines fächerübergreifenden 

Uhterrichtsprinzips sind u. a. 

- schöpferisches und ganzheitliches Lernen auf individueller und sozialer 

Ebene 

- kreatives (musikalisches) Gestalten 

- bewußtes (analytisches) (Zu- und Aufeinander-)Hören 

- soziale (auditive) Konmunikation 

- Auseinandersetzung mit soziokulturellen Strukturen und Entwicklungen 

etc. 

Die Ausbildung oben genannter Qualifikationen � �ntlich enger, als 

gemeinhin angenoomen wird, mit dem BildtmgSpotential der kunstbezogenen 

Unterrichtsgegenstände zusamnen. Diese IlÜSsen daher mehr als je ZlNor im 
Fächerkanon einer zulrunf'tsorientiert en Schulreform berücksichtigt werden! 

• Ausgehend von den oben dargelegten Grundsätzen werden folgende Kritikpunkte 

und Vorschläge zum Gesetzesentwurf über die Reform der Oberstufe der AHS 
vorgebracht: 
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- Im Gesetzesentwurf und seinen Erläuterungen wird jegliche differenzierte 

Darstellung bzw. Diskussion von grundlegenden pädagogischen Zielsetzungen 

und Inhalten des Oberstufenmodells vermißt. 

- Die Vorgangsweise des Ministeriums, 

1) ein Organisationsroodell rur eine Oberstufenreform zu erstellen, ohne 

zuvor die zugrundeliegenden Bildungsziele und Lehrinhalte als Zielfor­

mulierung vorgegeben zu haben, und 

2) erst nach der Fixierung des Organisationsmodells und der Stundentafeln 

die Projektgruppen der einzelnen Unterrichtsfächer kurzfristig mit der 

Erarbeitung der entsprechenden Lehrinhalte und Lehrpl1:in.e zu beaurtragen, 

muß schärfstens kritisiert und im Sinne eines priIIlir an Zielsetzungen 

und Inhalten auszurichtenden Schulref'ormoodells abgelehnt werden. 

Vermißt wird eine Integration der in langjährigen ScIrulversuchen gewon­

nenen Erfahrungen mit neuen Unterrichtsformen und -inhalten (z. B. fächer­

übergreifender, projektorientierter, schülerzentrierter Unterricht, 

soziales Lernen etc.) in das Reformmodell. 

- Das dem Modell zugrundeliegende System der Wahlpflicht fächer bietet den 

Schülern zu wenige Wahlnöglichkeiten, um eine anzustrebende optimale 

Förderung der Begabungen und Interessen jedes einzelnen Schülers zu ge­

währleisten. 

- Die Konzentration des Wahlfächerschwerpunktes auf die 7. und 8. Klasse 

der Oberstufe ist aus entwicklungspsychologischen und sChulorganisatori­

schen Gründen abzulehnen, da in der 8. Klasse erfahrungsgemäß notwendiger­

weise vor allem die Matura im Vordergrund des Unterrichtes steht. 

Eine Vorver legung des Wahlfächerschwerpunktes auf' die 6. und 7. Klasse 

erscheint daher aus pädagogischen und organisatorischen Gründen unbedingt 

erforderlich. 

- Im Gesetzesentwurf wird die inhaltliche und organisatorische Koordination 

des Obersturerm:xlells mit dem neuen Modell der Matura vermißt. 
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- Eine Differenzierung des Wahlfächerangebotes für unterschiedliche Schul­

organisationsformen (Halb- und Ganztagsschule mit Freizeitangebot) muß 

aus pädagogischen und organisatorischen Gründen gefordert werden. 

* Im Hinblick auf die künstlerischen Fächer werden folgende Forderungen er­

hoben: 

- Ein fachgerechtes und schülergerechtes Lernen, das zu einer aktiven 

Partizipation am Kulturleben erziehen soll, das eine optimale Entwicklung 

und Förderung der Begabungen und Interessen jedes einzelnen Schülers ge­

währleisten soll und das die Ausbildung jener Qualifikationen anstreben 

soll, welche eine zukunftsorientierte Gesellschaft erfordert, macht einen 

zeitintensiven und kontinuierlichen Unterricht in allen künstlerischen 

Fächern unlDllgänglich. 

Trotz Zusage von Bundesminister Hawlicek sind im nurmehrigen Gesetzesent­

wurf keine diesbezüglichen positiven Veränderungen enthalten! 

Die Forderung nach einem obligaten, kontinuierlichen, zweistondigen Unter­

richt sowohl in Ml)SIKERZIElR..JN} als auch in BTI..DNERIrom � von 

der 1. bis zur 8. Klasse muß daher weiter aufrechterhalten werden. 

- Die vorgesehene Wahlalternative zwischen Bildnerischer Erziehung/Werk­

erziehung und Musikerziehung/Instrunentalnusik ist abzulehnen. Sie 

würde nicht nur eine optimale Förderung künstlerisch vielseitig begabter 

Schüler, sondern auch die Möglichkeit einer umfassenden, praxisnahen Er­

fahrung von Zusammenhängen und Querverbindungen zwischen den verschiedenen 

Kunstsparten verhindern. 

- Musikerziehung kann und darf aus oben angerührten pädagogischen Gründen 

auch nicht als Alternative zu anderen wichtigen Fächern (z.B.Sprachen, 

Inf'oI'IIBtik etc.) angeboten werden und nicht zugunsten der nichtkünstle­

rischen Unterrichtsgegenstände in der Stundenzahl reduziert werden. 

Vielmehr sollte der Musikunterricht als unentbehrlicher Bestandteil eines 
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fächerübergreifenden Unterrichtsprinzipes in den Unterricht jeder Schul­

stufe integriert werden (siehe auch Ergebnisse der Enquete zur "Ganzheit­

lich - kreativen Erziehung" im Herbst 1987). 
In diesem Sinne sollte auch eine der Bedeutung der musikalischen Gegenstände 

im Fächerkanon entsprechende formale AufWertung durch zeitgemäße Gegen­

standsbezeichnungen wie z . B. "Musik" statt "Musikerziehung" und "Instru­

mentalensemble" statt "Spielmusik" erfolgen. 

- Im ORG mit Instrumentalmusik wurde bisher Instrumentalmusik neben Musik­

erziehung als einziger typenbildender Pflichtgegenstarxl angeboten. Auf­

grund solcher Voraussetzungen konnte schon bisher keine umfassende und 

grundlegende musikalische Bildung und Ausbildung, wie sie dieser Schul­

zweig vorsieht, gewährleistet werden. Noch weniger wird diese jedoch im 
neuen Oberstufenmodell möglich sein, in dem diese beiden Pflichtfächer 

wahlweise abgetauscht werden können! 

Eine Beibehaltung �hl von Musikerzielnmg als auch von InstrunentalJru­

sik als Pflichtgegenstände und der Ausbau des Angebotes an typenbildenden 

Unterrichtsgegenständen (z. B. Chor, Karrmernrusik etc. ) sind daher für den 

Schulzweig "ORG mit Instrumentalmusik" untnngänglich. 

- Im Sinne der kulturpolitischen Forderung nach der Förderung möglichst 

vieler und möglichst vielseitiger Begabungen aller Schüler und deren 

Hinführung zur intensiven Teilnahme am Kunst- und Kulturleben müßte der 

Freigegenstarxl Il'B'IRUVJENTALMlBIK unbedingt sowohl in der Unter- als auch 

in der Oberstufe in die Reihe der Freigegenstände lt. § 39, Abs.3 des 

Schulorganisationsgesetzes aufgenomnen werden. 

Über die Kritik an dem vorgelegten Entwurf der AHS - Oberstufenreform 

hinaus sieht sich die Abteilung Musikpädagogik gezwungen, auf die nega­

tiven Folgen rur das kulturelle Bildungsangebot der AHS hinzuweisen, die 

derzeit nicht nur durch geplante gesetzliche Maßnahmen entstehen, sondern 

besonders auch durch die - entgegen den Zusagen des zuständigen Bundes­

ministers - erfolgenden drastischen Einschränkungen des Freigegenstandes 

nsrnUVJENTALMlBIK. Derartigen administrativen Maßnahmen, welche sich dem 

Einfluß der gesetzgebenden Körperschaften entziehen, sollte unbedingt durch 

54/SN-111/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 7 von 10

www.parlament.gv.at



· . 

-7-

die gesetzliche Verpflichtung zum Anbieten des Freigegenstandes INSTRU­

MENTALMUSIK entgegengewirkt werden. 

Beilage: Resolution des Gesamtkollegiums zur Reform der AHS - Oberstufe 
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HOCHfCHULE �--i 

FLJR N\Ufl K UND � __ 

D�RJTELLENDE KUN.IT 0 \NIEN 1-----

A·1037 WIEN 

LOTHRINGERSTRASSE 18 
TEL · 588 06 DW 51, 52, 45 

28 . Järmer 1988 

Die Hochschule für Musik und darstellende Kunst in Wien ist zutiefst bestürzt 

über die VaTI ß\1UKSp vorgelegten St\mdentafeln zur geplanten Reform der AHS­
Qbersture. Die darin unter anderm vorgesehene noch weitergehende Reduktion 
der kOnstleri.schen GegeostaIXie widerspricht nach der Oberzeugung des 

GesantkollegilB11S den BedOrfnissen einer zukunftsorientierten AllS-Ausbildung. 

Die Enleuerung der Bildungs1nhalte 1..1D1 die Veranderuog der kul.turellen Ver­

haltensweisen erfolgt in iJmer kürzeren Zeiträunen. Diese Fntwickltmg steht 

in engem Zusarrnenhang mit neuen Technologien, insbescniere auch mit der durch 

die elektronischen Medien geprägten kulturellen tltIelt. Die heute den SchUlern 

vennittelten Lern.1nhalte werden daher mit Sicherheit nicht den Gegebenheiten 

entsprechen, welche diese ScltUer in ihrem späteren Berufsleben· vorfinden 

werden. 

Daraus ergibt sich zwangsläufig, daß '  zeitgemäße Schulkonzepte nicht pri-

mär lemstoffbezogen geplant werden dOrfen, sondern daß als Ziel die Befahigung 
zun selbständigen Erwerb und zun kreativen � mit Wissen und Können zu 
setzen ist. In diesem Zusanmenhang ll1.lß in Erinnerung gerufen werden, daß es 

zahlreiche wissenschaftliche und praktische Belege dafür gibt, daß die Aus­

einandersetzung mit Kunst die intellektuellen Leistungen in wissenschaftlichen 

und praktischen Fächern zu steigern imstande ist. 

Wenn man weiters bedenkt, daß die elektronischen Medien zu imner größerer Inter­

nationalisierung und Kaunerzia.l..isierung der Kultur fUhren, ist auch einsichtig, 

daß vor allem die Schulen dem dadurch bedingten kulturellen Identitätsverlust 

entgegenwirken ITilssen. Eine weitere Reduktion der kUnstlerischen Fächer und 
ein noch stärkeres Abtauschen von ME und BE (bzw. Instrumentalunterricht und 
Bildnerisches Gestalten!Werkerziehung) läuft einem solchen Konzept völlig zu­

wider und erscheint besonders nachteilig in den Oberstufenreal.gynJ1asien, welche 

die Nachfolgeeinrichtungen der seinerzeitigen Lehrerbildungsanstal ten sind. 

Es darf besonders darauf hingewiesen werden, daß in den Diskussionen Ul1 die 
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EliK}-Reife der österreichischen Schul- und HochsclUl1ausbildungen vielfach ,auch' 

von Vertretern der Industrie die Forderung nach einer besseren � 

bildung erhoben worden ist. Mängel in diesen Bereich können will1rend der Studien 
an den Hochschulen und Pädagogischen Akademien nicht lOOhr kanpens iert �en.i: 

Zu e:iner ausreicherrlen Allgemeinbildung zmut tmabdingbar auch die AuseinaIxier­

setzung mit Musik und Bildender K1.mSt. Es wäre daher wichtig, gerade in den 

Altersstufen (6. - 8. Klasse), in welchen die Schnler zur Auseinandersetzung 

mit kulturellen Inhalten besorners befähigt sind, sadll.. Musikerziebung als 

auch Bildnerische Erzieb.mg als Pnich�e zu f'Ohren. 

Das im Konzept d es IMI<Sp enthaltene Paket rar Wablpflichtgegenstame ist 

angesichts der geringen StlU'Xienzahl tmd des Angebots zahlreicher Gegen-

stände ke:in Ersatz fOr die weitere Einscbränlrung der künstlerischen Bildung, 

da die künstlerischen Gegenstände aus vielen GrOnden (wichtige amere Ange­

bote wie Infornatik oder eine 3. Sprache, �chkeit der Vertiefung auch in 

allen übrigen Pflichtgegenständen, Ultergrenzen fOr Gruppengrößen) kaun gewählt 

werden können. Die fOr die Wahl vonnicht-kOnstlerischen Gegenständen 

not�igen StlU'Xien dürfen daher keineswegs von den kOnstler1schen Fächem 

gehül t werden. 

Die bisherigen Initiativen des JHlKSp zur Förderung des Ulterrichts in den 

künstlerischen Gegenständen (wie z.B. zuletzt die Enquete f'Ur "ganz­

heitlich-kreative Erziehung im Rahnen der DlJSischen Bildung") werden durch 

die vorgelegten Alf)-()berstufenreformpl.ane großteils entwertet. 

Das Gesamtkollegiun bringt in diesem ZUsanmenhang auch seme E'Inpörung darüber 

zun Ausdruck, daß im Schuljahr 1981/88 der Freigegenstand "InstnmentalJwsik" 

trotz aller gegenteiligen Aussagen des zuständigen Bundesministers :in der 

Öffentlichkeit drastisch reduziert worden ist. 

Es muß schärfstens dagegen protestiert werden, daß Blldungsbedürfnisse in einem 

Maß durch budgetare Gesichtspunkte beeinträchtigt werden, welche zukUnftigen 

Generationen großen Schaden zuf'Ugen. 

Die Hochschule fOr Musik und darstellende Kunst unterstntzt daher vehement 

die BenOhungen der "Ar'beitsgene:inschaft der Musikerzieher ÖSterreichs" un ein 

den soziokulturellen BedOrfn:issen entsprechendes Koozept fUr die IWSjlmljschen 

Fächer in der AI5-Oberstufe. 
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